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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Synchronisierung der allgemeinen 
Volkszählungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 21 3, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission vor- 
gelegten Entwurfs einer Richtlinie, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 3, 
117, 118, 122 und 123, obliegenden Aufgaben über 
hinreichend gesicherte, untergliederte und vergleich- 
bare statistische Angaben im Bereich der Bevölke- 
rung, der Erwerbsbevölkerung, der Beschäftigung, 
der Haushalte und der Familien verfügen. 

Allgemeine Volkszählungen, die bis jetzt in den 
einzelnen Ländern nicht zum gleichen Zeitpunkt 
durchgeführt werden, liefern keine vergleichbaren 
Angaben zu den oben angeführten Bereichen. 

Periodische Vollerhebungen über die Bevölkerung 
und deren wichtigste soziale und wirtschaftliche 
Merkmale sowie die Stellung des einzelnen im Fa- 
milienverband sind jedoch für die Untersuchung und 
Festlegung politischer Maßnahmen für die Regionen 
und bestimmte Wirtschaftssektoren unerläßlich. 

Die Empfehlungen verschiedener internationaler 
Organisationen, insbesondere der Vereinten Natio- 
nen und des Europarats, sehen die Durchführung 
von allgemeinen Volkszählungen zu Beginn jeden 
Jahrzehnts vor. 


Die Modalitäten dieser Volkszählungen müssen 
Gegenstand einer eingehenden Erörterung durch die 
Kommission und die zuständigen Dienste der Mit- 
gliedstaaten sein. 

Die Vorbereitung einer allgemeinen Volkszählung 
ist langwierig, um so mehr als die Festlegung auf 
einen bestimmten Zeitraum für bestimmte Länder 
eine Rechtsanpassung erfordert — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitglieder führen zu einem Zeitpunkt, der zwi- 
schen dem 1. März und dem 31. Mai 1981 liegt, eine 
allgemeine Volkszählung durch. 


Artikel 2 

Diese Volkszählung betrifft bestimmte demographi- 
sche, berufliche und soziale Merkmale der Einzel- 
personen, der Haushalte und der Familien. Die zu 
erfassenden Merkmale werden von der Kommission 
und den statistischen Diensten und den Mitglied- 
staaten gemeinsam festgelegt. Jeder Mitgliedstaat 
kann den Erhebungsbereich über diesen gemein- 
schaftlichen Kern hinaus ausdehnen. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


Es besteht kein Zweifel an der Notwendigkeit, daß 
die gemeinschaftlichen Institutionen eines geeigne- 
ten statistischen Instrumentariums im Bereich der 
Bevölkerung, der Erwerbstätigkeit, der Arbeitslo- 
sigkeit sowie über Struktur der Haushalte und der 
Familien bedürfen. Diese Informationen werden in 
allen Mitgliedstaaten regelmäßig anläßlich der all- 
gemeinen Volkszählungen ermittelt. 

Die Ergebnisse dieser Volkszählungen sind jedoch 
auf Ebene der Gemeinschaft nur schwer auswertbar, 
wenn sie einerseits zu verschiedenen Zeitpunkten 
durchgeführt werden und andererseits die zugrunde 
liegenden Definitionen und Konzepte nicht hinrei- 
chend vergleichbar sind. 

Das Statistische Amt hat sich mit dieser Frage schon 
seit längerer Zeit befaßt und gewisse Fortschritte 
konnten bei den um 1970 durchgeführten Volkszäh- 
lungen erreicht werden. So wurde ein gemeinsames 
Tabellenprogramm für verschiedene Merkmale der 
Bevölkerung, der Haushalte, der Erwerbstätigkeit 
und in gewissem Umfange der Wohnungssituation 
erstellt. 

Was die Synchronisierung hingegen betrifft, so muß 
hier gesagt werden, daß alle Versuche gescheitert 
sind: die Durchführung der Volkszählungen in den 
Mitgliedstaaten war auf eine Periode von mehr als 
3 Jahren verteilt, vom Frühjahr 1968 bis Herbst 
1970. 

Abgesehen davon, daß diese Nichtsynchronisierung 
als solche zu bedauern ist, ergibt sich daraus ein 


unvermeidlicher Mangel an Vergleichbarkeit zwi- 
schen den Ergebnissen für die verschiedenen Länder. 

Für die nächsten Volkszählungen haben bereits tech- 
nische Beratungen mit den zuständigen Dienststellen 
und den neun Mitgliedstaaten stattgefunden. Daraus 
ergab sich, daß der Zeitraum zwischen dem 1. März 
und dem 31. Mai 1981 der geeignetste für die Durch- 
führung von Volkszählungen in den Ländern der 
Gemeinschaft ist. Eine noch weitergehende Synchro- 
nisierung erscheint wegen des territorialen Umfangs 
und den geographischen Unterschieden nicht mög- 
lich. Ohne Zweifel würde jedoch die vorgeschlagene 
Zeitabgrenzung zufriedenstellende Summierungen 
auf Ebene der Gemeinschaft erlauben. 

Bei der Harmonisierung handelt es sich um spezifi- 
sche technische Probleme, deren Lösung gemein- 
schaftlich von der Kommission und den statistischen 
Diensten der Mitgliedstaaten gefunden werden muß. 

Die materielle Vorbereitung einer Volkszählung ist 
eine lang andauernde Aufgabe. Harmonisierung und 
Synchronisierung der Volkszählung in den Mitglied- 
staaten führen für manche unter ihnen zur notwen- 
digen Angleichung der Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften. Die Kommission ist daher der Ansicht, daß 
die notwendigen Maßnahmen zur Behandlung dieser 
Probleme bereits jetzt getroffen werden müssen. 

Eine finanzielle Hilfe der Gemeinschaften für die 
Durchführung der Volkszählungen 1981 ist nicht 
vorgesehen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juni 1973 - 1/4 (IV/ 1) - 680 70- E~Vo 2/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 22. Mai 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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